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A. Amtliche Texte

Gesetze

66	 Gesetz Nr. 2056  
	 für ein Saarländisches Ausführungsgesetz  
	 nach § 26 des Achten Buches Sozialgesetzbuch  
	 für Kindertageseinrichtungen  
	 und Kindertagespflege  
	 — Saarländisches Bildungs-, Erziehungs-  
	 und Betreuungsgesetz (SBEBG) 

Vom 19. Januar 2022

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1 
Grundsätze

(1) Die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertages-
pflege orientieren sich an dem mit den Einrichtungs-
trägern vereinbarten Bildungsprogramm mit Handrei-
chungen für saarländische Krippen und Kindergärten. 
Im Rahmen eines inklusiven Auftrags sollen die Ge-
samtentwicklung und Entfaltung des Kindes zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit gefördert und die Erziehung und Bildung in 
der Familie unterstützt und ergänzt werden. Den Erzie-
hungsberechtigten wird ermöglicht, Erwerbstätigkeit 
und Kindererziehung besser miteinander vereinbaren 
zu können. Dazu dient ein bedarfsgerechtes Angebot, 
insbesondere auch in Bezug auf Ganztagsbetreuung. 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege stel-
len gleichrangige Betreuungsformen dar.

(2) Unter Achtung der Würde des Kindes umfasst die-
ser Auftrag eine gewaltfreie Bildung, Erziehung und 
Betreuung und bezieht sich auf die soziale, emotiona-
le, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. 
Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und 
Regeln sowie Gesundheitsförderung und Gesundheits-
vorsorge ein. Dazu zählt bei längeren Betreuungszei-
ten auch eine altersgemäße gesunde Ernährung, die 
den Qualitätsstandards für die Verpflegung in Kinder-
tageseinrichtungen der Deutschen Gesellschaft für Er-
nährung entspricht. Bildung, Erziehung und Betreuung 
sollen sich insbesondere am Alter und Entwicklungs-
stand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der 
Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnis-
sen des einzelnen Kindes orientieren und seine fami-
liäre und kulturelle Herkunft berücksichtigen. Im Rah-
men ihres Auftrags tragen Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflegepersonen Sorge für die Gewähr-
leistungen des körperlichen, geistigen oder seelischen 
Wohls der anvertrauten Kinder.

(3) Die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
mit entsprechend anerkanntem Eingliederungshilfebe-
darf können im Rahmen von Einzelintegrationsmaß-

nahmen oder in integrativen oder heilpädagogischen 
Gruppen beziehungsweise Einrichtungen erfolgen.
(4) Kinder sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand 
und ihren Bedürfnissen an Entscheidungen, die sie be-
treffen, zu beteiligen.
(5) Erziehungsberechtigte, die Leistungen der Förde-
rung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 
der Kindertagespflege (§§ 22 bis 26 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch) in Anspruch nehmen wollen, sind 
durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
oder durch die von ihnen beauftragten Stellen umfas-
send zu beraten.

§ 2 
Kindertageseinrichtungen

(1) Kindertageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder ganz-
tägig aufhalten. Der Träger legt die pädagogische An-
gebotsstruktur und die Gruppenbildung nach seiner 
Konzeption fest.
(2) Kindertageseinrichtungen sind insbesondere
1. 	 Kinderkrippen für Kinder bis zum vollendeten drit-

ten Lebensjahr,
2. 	 Kindergärten für Kinder vom vollendeten dritten 

Lebensjahr bis zum Schuleintritt,
3.	 Kinderhorte für Kinder im Schulalter,
4. 	 altersgemischte Kindertageseinrichtungen,
5. 	 integrative Kindertageseinrichtungen.
(3) Kindertageseinrichtungen können von Trägern der 
freien oder der öffentlichen Jugendhilfe, kommunalen 
Gebietskörperschaften oder von anderen, durch den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe anerkann-
ten Trägern betrieben werden.
(4) Wird eine Kindertageseinrichtung für die Dauer von 
mehr als sechs Wochen an mehr als drei Wochentagen 
mit jeweils mindestens vierstündiger Öffnungszeit für 
mindestens sechs Kinder betrieben, die mehr als fünf-
zehn Stunden wöchentlich dort verbringen, so bedarf 
der Träger der Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch.
(5) Kindertageseinrichtungen richten ihre Öffnungs-
zeiten an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Fami-
lien sowie der örtlichen Gegebenheiten aus. Dabei ist 
zwischen Öffnungszeiten und Anwesenheitszeiten zu 
unterscheiden. Die Landesregierung wird ermächtigt, 
das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln (§  13 
Absatz 1).

§ 3 
Aufgaben und Personal

(1) Kindertageseinrichtungen haben neben dem Be-
treuungsauftrag einen eigenständigen Bildungs- und 
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Erziehungsauftrag. Sie ergänzen und unterstützen die 
Erziehung des Kindes in der Familie und fördern seine 
Gesamtentwicklung durch allgemeine und gezielte Bil-
dungs- und Erziehungsangebote. Die Kindertagesein-
richtungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer jeweili-
gen Strukturen die Inhalte des Bildungsprogramms mit 
Handreichungen für saarländische Krippen und Kin-
dergärten in der jeweils geltenden Fassung umzuset-
zen. In Wahrnehmung dieser gemeinsamen Verantwor-
tung für die beständige Förderung des Kindes arbeiten 
sie, insbesondere beim Übergang in die Grundschule, 
auch mit der zuständigen Schule zusammen.
(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung ist für die 
Ausgestaltung und Umsetzung des Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrags verantwortlich.
(3) Das Personal der Kindertageseinrichtungen setzt 
sich aus sozialpädagogischen Fachkräften, die in der 
Regel über die staatliche Anerkennung verfügen, und 
Personen anderer Professionen, die konzeptions- und 
zielgruppenabhängig oder inklusionsbedingt beschäf-
tigt werden und im Einzelfall eine zusätzliche Nach-
qualifizierung nachweisen müssen, zusammen. Zum 
Personal der Kindertageseinrichtungen gehören auch 
Hauswirtschaftskräfte, die im Rahmen der Bereitstel-
lung einer gesunden, warmen Mittagsmahlzeit tätig 
sind.
(4) Fachkräfte im Sinne von Absatz 3 sind, abhängig 
von der Konzeption der Einrichtung, in der Regel:
1. 	 in Kinderkrippen Absolventinnen und Absolven-

ten von Studiengängen akademischer Sozialberufe 
nach dem Saarländischen Gesetz über die staatli-
che Anerkennung akademischer Sozialberufe vom 
12. Februar 2020 (Amtsbl. I S. 184) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie Personen mit einem ver-
gleichbaren Studienabschluss, Erzieherinnen und 
Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen und Heiler-
ziehungspfleger, Kinderkrankenschwestern und 
Kinderkrankenpfleger, Kinderpflegerinnen und 
Kinderpfleger sowie Personen anderer Professio-
nen nach Absatz 3;

2.	 in Kindergärten Absolventinnen und Absolventen 
von Studiengängen akademischer Sozialberufe 
nach dem Saarländischen Gesetz über die staat-
liche Anerkennung akademischer Sozialberufe 
sowie Personen mit einem vergleichbaren Studi-
enabschluss, Erzieherinnen und Erzieher, Heiler-
ziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger, 
Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger sowie Per-
sonen anderer Professionen nach Absatz 3;

3. 	 in Kinderhorten Absolventinnen und Absolventen 
von Studiengängen akademischer Sozialberufe 
nach dem Saarländischen Gesetz über die staat-
liche Anerkennung akademischer Sozialberufe 
sowie Personen mit einem vergleichbaren Studi-
enabschluss, Erzieherinnen und Erzieher, Heiler-
ziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger 
sowie Personen anderer Professionen nach Ab-
satz 3.

4. 	 Personen anderer nicht akademischer Professionen 
nach Absatz 3 können auf Antrag vom Landesju-

gendamt und im Einvernehmen mit dem Minis-
terium für Bildung und Kultur als Fachkräfte an-
erkannt werden. Mit dieser Anerkennung können 
Qualifikationsauflagen verbunden sein. Damit wird 
die Möglichkeit geschaffen, Einrichtungen mit 
multiprofessionellen Teams auszustatten. Durch 
das Zusammenwirken interdisziplinärer Kompe-
tenzen kann den unterschiedlichen Bedarfen der 
Kinder und ihrer Familien und somit dem Bil-
dungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag und 
der damit verbundenen Schaffung von Chancen-
gleichheit aller Kinder Rechnung getragen werden.

5. 	 Fachkräfte für Kinderkrippen und Kindergärten 
sind unter Berücksichtigung der jeweiligen Qua-
lifikationsauflagen auch Personen mit den fran-
zösischen Berufsabschlüssen Certificat d’aptitu-
de professionelle Petite Enfance, Monitrice und 
Moniteur, Éducatrice und Éducateur, Éducatrice 
und Éducateur De Jeunes Enfants und Éducatrice 
Spécialisée und Éducateur Spécialisé. Fachkräfte 
für Kinderhorte sind unter Berücksichtigung der je-
weiligen Qualifikationsauflagen auch Personen mit 
den französischen Berufsabschlüssen Éducatrice 
und Éducateur De Jeunes Enfants und Éducatrice 
Spécialisée und Éducateur Spécialisé.

(5) Die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kin-
der in Kindertageseinrichtungen sind durch eine aus-
reichende Anzahl geeigneter Fachkräfte oder Personen 
anderer Professionen gemäß Absatz  3 zu gewährleis-
ten. Die Leitung einer Gruppe ist Absolventinnen und 
Absolventen von Studiengängen akademischer Sozial-
berufe nach dem Saarländischen Gesetz über die staat-
liche Anerkennung akademischer Sozialberufe sowie 
Fachkräften mit Abschlüssen nach dem Deutschen 
Qualifikationsrahmen der Niveaustufe 6 (in der Regel 
Bachelor Professional in Sozialwesen) und staatlicher 
Anerkennung zu übertragen. Der Anteil der eingesetz-
ten Kinderpflegerinnen oder Kinderpfleger oder der 
Kinderkrankenschwestern oder Kinderkrankenpfleger 
darf im Verhältnis zu den ansonsten eingesetzten Fach-
kräften ein Drittel nicht übersteigen. Beschäftigungs-
verhältnisse, die bereits vor dem 1. August 2008 be-
standen haben, genießen Bestandsschutz.

§ 4 
Personalausstattung und Deckung  

zusätzlichen Personalbedarfs

(1) Der Personalschlüssel nach Absatz 2 beinhaltet die 
direkte pädagogische Arbeit im Umfang von drei Vier-
teln und einem Viertel zusätzlich als Verfügungszeit. 
Die Verfügungszeit dient der indirekten pädagogischen 
Arbeit, wie beispielsweise der Vor- und Nachbereitung 
der Gruppenarbeit, der Dokumentation der Entwick-
lungsfortschritte der betreuten Kinder, der Mitwirkung 
bei der Ausbildung und der Zusammenarbeit der Mit-
arbeitenden der Kindertageseinrichtung untereinander 
sowie mit den Erziehungsberechtigten, Schulen und 
anderen Einrichtungen.

(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 ergeben sich folgen-
de Personalschlüssel:
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1. Kinderkrippe:	 Fachkraftfaktor 2,67�pro Gruppe;

2. Kindergarten:	 Fachkraftfaktor 2,0� pro Gruppe;

3. Kinderhort: 	 Fachkraftfaktor 2,0�  pro Gruppe;

4. �Altersgemischte�   
Gruppen:	 Fachkraftfaktor 2,67 bei höchs- 
	 tens sechs Kindern unter drei Jah- 
	 ren pro Gruppe.

5. 	 Gruppen mit Einzelintegrationsmaßnahmen: Bei 
Aufnahme eines Kindes oder mehrerer Kinder mit 
entsprechend anerkanntem Eingliederungshilfebe-
darf kann auf Antrag die Gruppengröße durch eine 
veränderte Betriebserlaubnis für die Zeit der An-
meldung in der Einrichtung reduziert werden. Der 
Umfang richtet sich nach dem Bedarf im Einzelfall 
und ist an den Regelungen der integrativen Grup-
pen orientiert.

6. 	 Integrative Gruppen: Der Personalmehrbedarf er-
gibt sich grundsätzlich aus der Altersstruktur der 
Kinder und dem jeweiligen Anteil an Kindern mit 
entsprechendem anerkanntem Eingliederungshilfe-
bedarf.

Unterschreitet die Platzzahl einer Gruppe die Mindest-
größe, die durch Rechtsverordnung (§ 13 Absatz 1) zu 
regeln ist, so ist der Personalschlüssel entsprechend 
anzupassen. Dieser Personalschlüssel ist gleichzeitig 
die Voraussetzung zur Erteilung der Betriebserlaubnis 
nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch 
das Landesjugendamt.

(3) Sofern der Personalschlüssel nach Absatz  2 eine 
Abweichung von der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehenden Personalisierung zur Folge hätte, kann das 
Ministerium für Bildung und Kultur im Einvernehmen 
mit dem Landesjugendamt eine einzelfallbezogene Re-
gelung zum Vertrauensschutz treffen.

(4) In Kindertageseinrichtungen mit mindestens zwei 
Gruppen ist der Einsatz von Erzieherinnen oder Er-
ziehern im Anerkennungsjahr sowie der Einsatz von 
Erzieherinnen oder Erziehern im Rahmen einer Pra-
xisintegrierten Ausbildung (PiA) außerhalb des Perso-
nalschlüssels (Absatz 2) bezuschussungsfähig.

(5) Hauswirtschaftskräfte im Sinne des § 3 Absatz  3 
Satz 2 sind im Umfang von einer Stunde pro Tag pro 
Einrichtung pro jeden zehnten ganztägigen Kinder
garten- oder Kinderhortplatz beziehungsweise pro je-
den fünften ganztägigen Krippenplatz außerhalb des 
Personalschlüssels (Absatz  2) bezuschussungsfähig; 
sie werden damit additiv berücksichtigt.

(6) Fachkräfte werden von der Arbeit in der Gruppe für 
die Anleitung angehender Fachkräfte im Rahmen ihrer 
Ausbildung oder Praktika (Praxisanleitung) freige-
stellt. Die Landesregierung wird ermächtigt, das Nähe-
re durch Rechtsverordnung zu regeln (§ 13 Absatz 1).

(7) Arbeiten Erziehungsberechtigte oder andere Perso-
nen in Kindertageseinrichtungen, die aus einer Eltern-
initiative heraus entstanden sind, kontinuierlich mit, 
kann das Landesjugendamt dies auf Antrag bei der 
Festlegung der personellen Ausstattung in der Einrich-

tung berücksichtigen. Die Elternmitarbeit ist entspre-
chend zu dokumentieren.

(8) Bei Einrichtungen mit besonderer Konzeption, ins-
besondere zur Umsetzung von Projekten, die vom Mi-
nisterium für Bildung und Kultur veranlasst wurden, 
kann im Einzelfall auf Antrag über den nach Absatz 2 
festgelegten Personalschlüssel hinaus eine weitere För-
derung zusätzlichen Personals durch das Ministerium 
für Bildung und Kultur genehmigt werden.

§ 5 
Leitung

(1) Zur Übernahme der Leitung einer Kindertagesein-
richtung oder einer Gesamtleitung sollen Fachkräfte 
über einen sozialwissenschaftlichen Hochschulab-
schluss verfügen, der mindestens an einer Fachhoch-
schule erworben wurde. Abweichend von Satz 1 kön-
nen Fachkräfte mit Abschlüssen nach dem Deutschen 
Qualifikationsrahmen der Niveaustufe 6 (in der Regel 
Bachelor Professional in Sozialwesen) und staatlicher 
Anerkennung die Leitung oder die Gesamtleitung über-
nehmen. Für die Übernahme der Leitung oder der Ge-
samtleitung ist eine mindestens dreijährige, einschlägi-
ge Berufserfahrung nachzuweisen. Fachkräfte nach § 3 
Absatz  4 ohne einen Abschluss nach dem Deutschen 
Qualifikationsrahmen der Niveaustufe 6, denen bereits 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Einrichtungs- 
oder Gesamtleitungsfunktion übertragen wurde, sollen 
sich nachqualifizieren, sofern der Träger die Weisung 
dazu erteilt.

(2) Die Leitung einer Kindertageseinrichtung ist pro 
Gruppe mindestens sechs Stunden wöchentlich von 
der Arbeit in der Gruppe freizustellen. Umfasst eine 
Kindertageseinrichtung mindestens vier Gruppen, von 
denen mindestens eine Gruppe ganztags betreut wird, 
so kann die Leitung ganz von der Arbeit in der Grup-
pe freigestellt werden. Ab sieben Gruppen, von denen 
mindestens eine Gruppe ganztags betreut wird, ist zu-
dem die stellvertretende Leitung pro weitere Gruppe 
mindestens sechs Stunden wöchentlich von der Arbeit 
in der Gruppe freizustellen.

(3) Mehrere Standorte können organisatorisch zu einer 
Einrichtung mit einer Gesamtleitung zusammengefasst 
werden. Die Freistellung der Gesamtleitung wird auf 
die Freistellung der Standortleitungen angerechnet.

(4) Zur Erfüllung von anfallenden Verwaltungsaufga-
ben kann im Rahmen der nach Absatz 2 zur Verfügung 
stehenden Leitungsfreistellungsstunden eine Verwal-
tungskraft in einem Umfang von bis zu zwei Stunden 
pro Gruppe beschäftigt werden.

§ 6 
Qualitätssicherung und -entwicklung

(1) Die Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen sollen 
sich regelmäßig fortbilden. Der Träger soll darauf hin-
wirken, dass die Fachkräfte die Möglichkeit erhalten, 
in angemessenem Umfang an Fortbildungsveranstal-
tungen teilzunehmen.
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(2) Jeder Kindertageseinrichtung soll es möglich sein, 
ihre Arbeit von einer Fachberatung begleiten zu lassen.

(3) Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger sollen die 
Gelegenheit erhalten, an berufsbegleitenden Bildungs-
maßnahmen zur Vorbereitung auf die Prüfung im Bil-
dungsgang zur staatlich anerkannten Erzieherin oder 
zum staatlich anerkannten Erzieher teilzunehmen.

(4) Die Träger stellen sicher, dass mit Hilfe der Ma-
terialien zur internen Evaluation die pädagogischen 
Prozesse in den Kindertageseinrichtungen anhand der 
Qualitätskriterien des Bildungsprogramms regelmä-
ßig prozessorientiert überprüft werden. Die Träger ge-
währleisten, dass die pädagogischen Fachkräfte hierbei 
durch entsprechend qualifiziertes Fachpersonal unter-
stützt werden.

§ 7 
Beteiligung der Erziehungsberechtigten

(1) Die Erziehungsberechtigten der Kinder wirken bei 
der Erfüllung der Aufgaben der Kindertageseinrichtung 
mit. Sie sind bei Entscheidungen und in wesentlichen 
Angelegenheiten der Bildung, Erziehung und Betreu-
ung zu unterrichten und angemessen zu beteiligen.

(2) Die Erziehungsberechtigten werden mindestens 
einmal im Jahr von dem Träger der Kindertageseinrich-
tung zu einer Elternversammlung einberufen. Eine Ein-
berufung hat außerdem zu erfolgen, wenn mindestens 
ein Drittel der Erziehungsberechtigten dies verlangt.

(3) Die Elternversammlung wählt aus ihrer Mitte einen 
Ausschuss, der die Interessen der Erziehungsberechtig-
ten und der Kinder gegenüber dem Einrichtungsträger 
vertritt.

(4) In jedem Landkreis wird ein Kreiselternausschuss 
und im Regionalverband Saarbrücken ein Regional-
verbandselternausschuss gebildet. Diese setzen sich 
aus den Vorsitzenden der Elternausschüsse der Kinder-
tageseinrichtungen in dem betreffenden Gemeindever-
band zusammen.

(5) Der Landeselternausschuss setzt sich aus den ge-
wählten Vertretungen der Kreiselternausschüsse sowie 
des Regionalverbandselternausschusses zusammen 
und nimmt auf Landesebene und auf Bundesebene die 
Interessen der saarländischen Eltern von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen wahr.

(6) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird er-
mächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu re-
geln (§ 13 Absatz 2).

§ 8 
Kindertagespflege

(1) Kindertagespflege ist die Bildung, Erziehung und 
Betreuung eines Kindes während des Tages durch eine 
geeignete Kindertagespflegeperson in ihrem Haushalt, 
im Haushalt der Erziehungsberechtigten, in anderen 
geeigneten Räumen, insbesondere in Kindertagesein-
richtungen, außerhalb der institutionell angebotenen 
Öffnungszeiten.

(2) Für den Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauf-
trag der Kindertagespflege gilt § 3 Absatz 1 Satz 1 und 
2 entsprechend. Für Ausgestaltung und Umsetzung ist 
die Kindertagespflegeperson unter Mitwirkung der Er-
ziehungsberechtigten verantwortlich.
(3) Kindertagespflegepersonen sind bei ihrer Tätigkeit 
durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
oder durch die von ihm beauftragten Stellen zu beglei-
ten und regelmäßig fortzubilden.
(4) Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in anderen 
Räumen während des Tages mehr als 15 Stunden wö-
chentlich gegen Entgelt länger als drei Monate betreu-
en will, bedarf der Erlaubnis zur Kindertagespflege 
nach § 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch 
den zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe.
(5) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird er-
mächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu re-
geln (§ 13 Absatz 2).

§ 9 
Entwicklungsplanung und Sicherstellung  

des Angebots, Modellversuche
(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
ermitteln in Zusammenarbeit mit den zugehörigen Ge-
meinden, den anerkannten Trägern der freien Jugend-
hilfe und sonstigen Stellen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien 
auswirkt, den Bedarf an Plätzen für Kinder in Kinderta-
geseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Dabei 
sind neben quantitativen Aspekten auch qualitative zu 
berücksichtigen, insbesondere auch in Bezug auf not-
wendige Öffnungszeiten und Ganztagsbetreuung. Die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe berück-
sichtigen die voraussehbare Bedarfsentwicklung und 
beschreiben die erforderlichen Maßnahmen in einem 
Entwicklungsplan, der mit dem Ministerium für Bil-
dung und Kultur abzustimmen und alle drei Jahre fort-
zuschreiben ist. Der Entwicklungsplan ist dem Minis-
terium bis zum 15. September für die Folgejahre zur 
Abstimmung vorzulegen, erstmalig zum 15. September 
2023 für die Jahre 2024 bis 2026.
(2) Die Aufnahme einer Einrichtung in den Entwick-
lungsplan bedarf der Zustimmung der betroffenen Ge-
meinde. Bei der Standortplanung von Kinderkrippen, 
Kindergärten und Kinderhorten soll die räumliche Nähe 
zueinander und zu bestehenden Schulen und sonstigen 
Einrichtungen der Jugendhilfe angestrebt werden.
(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
tragen in Abstimmung mit den Gemeinden dafür Sorge, 
dass die vorgesehenen Plätze in den Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege zur Verfügung 
stehen.
(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der Kin-
dertagesbetreuung anregen und fördern. § 74 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.
(5) Soweit geeignete Angebote von Trägern der freien 
Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaffen wer-
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den können, sollen die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und die Gemeinden von eigenen Maßnah-
men absehen.
(6) Zur Erprobung neuer Formen von Betreuung nach 
diesem Gesetz können von dem Ministerium für Bil-
dung und Kultur im Einvernehmen mit dem Einrich-
tungsträger Modellversuche eingerichtet werden.

§ 10 
Deckung der Kosten, Landesförderung

(1) Die Kosten der Kindertageseinrichtungen werden 
von Land, kommunalen Gebietskörperschaften und 
auch von Einrichtungsträgern sowie den Erziehungs-
berechtigten getragen. An den Investitionskosten und 
den Sachkosten sind die Erziehungsberechtigten nicht 
zu beteiligen.
(2) Das Land fördert die Bereitstellung von Plätzen 
im Rahmen der Entwicklungspläne (§ 9 Absatz 1) und 
nach Maßgabe der in der Rechtsverordnung der Lan-
desregierung (§ 13 Absatz 1) getroffenen Regelungen 
durch Zuwendungen nach Maßgabe des Haushalts.
(3) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der För-
derung von Kindern in Kindertageseinrichtungen sind 
von den Erziehungsberechtigten Beiträge nach Maßga-
be der in der Rechtsverordnung (§ 13 Absatz 1) getrof-
fenen Regelungen zu entrichten.
(4) Die Kosten der Kindertagespflege werden von den 
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe und den 
Erziehungsberechtigten getragen. Das Land gewährt 
einen platzbezogenen Zuschuss.
(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, das Nähere 
durch Rechtsverordnung zu regeln (§ 13 Absatz 1).

§ 11 
Auskunftspflicht und Statistik

(1) Zur Dokumentation der Aufgaben und der Per-
sonalausstattung nach § 3, zur Überprüfung der Vor-
aussetzungen von Zuwendungen des Landes auf der 
Grundlage des § 10 und der Voraussetzungen des § 45 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie zu statis-
tischen Zwecken werden unter Beachtung der daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen periodisch Daten-
erhebungen über die Kindertageseinrichtungen und die 
Kindertagespflege, die Belegung der Plätze, die Anzahl 
der pädagogischen Fachkräfte, die Leitungszeiten, die 
Zeiten für die Praxisanleitung und das weitere Personal 
durchgeführt.
(2) Auskunftspflichtig sind die Träger der Kindertages-
einrichtungen und die Kindertagespflegepersonen. Die 
Daten werden an die zuständigen Behörden übermit-
telt. Diese dürfen die Daten zur Überprüfung der Vo-
raussetzungen von Zuwendungen des Landes auf der 
Grundlage des § 10 und darüber hinaus auch zur Über-
prüfung der Voraussetzungen nach § 45 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch und zu statistischen Zwecken 
verarbeiten. Die Ergebnisse dürfen auf Ebene der zu-
ständigen Behörden veröffentlicht werden, wenn dabei 
ein Rückschluss auf einzelne Personen ausgeschlossen 

ist. Andere Verpflichtungen in Bezug auf die Daten-
erhebung bleiben hiervon unberührt.

§ 12 
Übergang vom Kindergarten in die Grundschule

(1) Dem Bereich des Kindergartens in einer Kinderta-
geseinrichtung folgt die Grundschule als nächste Stufe 
des Bildungswesens. Kindergärten und Grundschulen 
sollen im Rahmen des Kooperationsjahres pädagogisch 
und organisatorisch eng zusammenarbeiten mit den 
Zielen der Verbesserung der Anschlussfähigkeit der 
beiden Bildungseinrichtungen und der Verbesserung 
des konkreten Übergangs für das Kind. Die Kinder ler-
nen die Grundschule als künftigen Lern- und Lebensort 
kennen. Zur Gestaltung des Übergangs gehört auch die 
Nachbereitung des Wechsels in die Schule.
(2) Die schulärztliche Untersuchung nach § 2 des Schul-
pflichtgesetzes im Saarland kann auch im Kindergarten 
vorgenommen werden, wenn hierzu entsprechende Un-
tersuchungsbedingungen vorgehalten werden.

§ 13 
Ermächtigungen

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung
1. 	 Mindestvoraussetzungen zu regeln, die in Kinder-

tageseinrichtungen erfüllt sein müssen, damit das 
Wohl der Kinder im Sinne des § 45 Absatz 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch gewährleistet ist; 
dies umfasst auch Regelungen zur Bildungs- und 
Erziehungsarbeit, zur Betriebsführung, zur Nach-
qualifizierung des Personals und zu den räumlichen 
Anforderungen, zur Zusammenarbeit mit Schulen 
einschließlich der Voraussetzungen und des Ver-
fahrens betreffend die anlassbezogene Weitergabe 
von in der Kindertageseinrichtung erhobenen per-
sonenbezogenen Daten an die Grundschule, zur 
Größe und sächlichen Ausstattung der Einrichtung,

2. 	 die Art, den Gegenstand, die Voraussetzungen, die 
Höhe und das Verfahren der Landesförderung für 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
zu bestimmen; dabei können insbesondere auch 
Einzelheiten der Entwicklungsplanung, die Dauer 
der täglichen Betreuungszeit der Kinder, die Aus-
gestaltung der Elternbeiträge und die anteilige De-
ckung der Kosten geregelt werden.

(2) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung
1. 	 Art, Inhalt und Umfang der Beratung von Erzie-

hungsberechtigten durch die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe oder durch die von ihnen 
beauftragten Stellen zu bestimmen sowie das Nä-
here über die Beteiligung der Erziehungsberech-
tigten, insbesondere über die Elternversammlung, 
die Wahlen zu den Elternausschüssen sowie deren 
Aufgaben, Rechte und Pflichten zu regeln,

2.	 Anforderungen an die Eignung und die Qualifika-
tion von Kindertagespflegepersonen sowie deren 
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Fortbildung und Begleitung, an die Organisation 
der Kindertagespflege einschließlich Arbeitsver-
hältnissen und die Ausstattung der Räume für die 
Kindertagespflege, die Voraussetzungen zur Ertei-
lung der Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch einschließ-
lich der Voraussetzungen zur Erteilung von Aus-
nahmegenehmigungen sowie das Verfahren und 
die Voraussetzungen bei Nutzung gemeinsamer 
Räume durch mehrere Kindertagespflegepersonen 
festzulegen,

3. 	 im Einvernehmen mit dem Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie Regelungen 
für Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und 
Gesundheitsvorsorge zu treffen; dabei können un-
beschadet der Vorschriften des Infektionsschutz-
gesetzes auch ärztliche Untersuchungen vor der 
Aufnahme mit Überprüfung und Hinwirken auf die 
Komplettierung eines altersentsprechenden Impf-
schutzes nach den Empfehlungen der Ständigen 
Impfkommission am Robert Koch-Institut sowie 
ärztliche Untersuchungen durch den öffentlichen 
Gesundheitsdienst während des Aufenthaltes in 
Kindertageseinrichtungen oder in der Kinderta-
gespflege vorgesehen werden. Insoweit wird das 
Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Arti-
kel  2 Absatz  2 Satz 1 des Grundgesetzes) einge-
schränkt.

(3) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung nach diesem 
Gesetz sind insbesondere die kommunalen Spitzenver-
bände, die Kirchen und Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts, die Liga der Freien Wohlfahrts-
pflege, der Landesjugendhilfeausschuss, der Landes-
elternelternausschuss, die fachlich betroffenen Berufs-
verbände, die Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft 
(Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer, 
Landwirtschaftskammer, Arbeitskammer) und die 
sonstigen Zusammenschlüsse von Trägern der freien 
Jugendhilfe, soweit sie von der Verordnung betroffen 
sind, anzuhören.

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) § 13 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tag des 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Saarländische Kinder-
betreuungs- und -bildungsgesetz vom 18. Juni 2008 
(Amtsbl. S. 1254), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 564), außer Kraft.

Saarbrücken, den 1. Februar 2022

Die Regierung des Saarlandes:

Der Ministerpräsident
Hans

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit,  
Energie und Verkehr

Rehlinger

Der Minister für Finanzen und Europa

Der Minister der Justiz

Strobel

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport

Bouillon

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  
Frauen und Familie

Bachmann

Die Ministerin für Bildung und Kultur

Streichert-Clivot

Der Minister für Umwelt und Verbraucherschutz

Jost

68	 Gesetz Nr. 2058  
	 zur Gewährung einer einmaligen Sonderzahlung  
	 aus Anlass der COVID-19-Pandemie sowie zur  
	 Anpassung von Besoldungs- und  
	 Versorgungsbezügen im Jahr 2022

Vom 16. Februar 2022

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1  
Gesetz zur Gewährung einer einmaligen 

Sonderzahlung aus Anlass der 
COVID-19-Pandemie

§ 1  
Einmalige Sonderzahlung

Zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die 
COVID-19-Pandemie wird

1.	 Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemein-
den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts,

2.	 Richterinnen und Richtern des Landes,

3.	 Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren so-
wie

4.	 Lehrkräften im Vorbereitungsdienst, die sich in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
befinden,

spätestens mit den Bezügen für den Monat März 2022 
eine einmalige Sonderzahlung gewährt.

§ 2  
Anspruchsvoraussetzungen

Die einmalige Sonderzahlung wird nur gewährt, wenn
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1.	 das Dienst-, Anwärter-, Referendar- oder öffent-
lich-rechtliche Ausbildungsverhältnis am 29.  No-
vember 2021 bestanden hat und

2.	 mindestens an einem Tag zwischen dem 1. Januar 
2021 und dem 29. November 2021 ein Anspruch 
auf Dienstbezüge, Anwärterbezüge oder Unter-
haltsbeihilfe bestanden hat.

§ 3  
Höhe der Sonderzahlung

(1) Die Höhe der einmaligen Sonderzahlung beträgt 
für Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbe-
zügen 1 300,00 Euro, für Empfängerinnen und Emp-
fänger von Anwärterbezügen oder Unterhaltsbeihilfe 
650,00 Euro. § 6 und § 65 Absatz 1 und 3 des Saarlän-
dischen Besoldungsgesetzes gilt entsprechend.
(2) Maßgebend für die Höhe der einmaligen Sonder-
zahlung sind jeweils die Verhältnisse am 29. Novem-
ber 2021. Sofern die oder der Berechtigte an diesem 
Tag ohne Anspruch auf Bezüge beurlaubt war, sind die 
Verhältnisse am Tag vor dem Beginn der Beurlaubung 
maßgeblich.
(3) Die einmalige Sonderzahlung wird jeder oder je-
dem Berechtigten nur einmal gewährt; ihr steht eine 
entsprechende Leistung aus einem anderen Rechtsver-
hältnis im öffentlichen Dienst des Landes gleich. Die 
einmalige Sonderzahlung bleibt bei der Berechnung 
sonstiger Bezüge unberücksichtigt.
(4) Schuldner der einmaligen Sonderzahlung ist derje-
nige Dienstherr im Geltungsbereich des Saarländischen 
Besoldungsgesetzes, zu dem das Dienst-, Anwärter-, 
Referendar- oder öffentlich-rechtliche Ausbildungsver-
hältnis am 29. November 2021 bestanden hat.

§ 4  
Versorgungsrechtliche Auswirkungen

Die einmalige Sonderzahlung nach diesem Gesetz so-
wie sonstige Leistungen, die nach § 3 Nummer 11a des 
Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind, gelten bis zu 
einem Betrag von 1 500,00 Euro nicht als Erwerbsein-
kommen im Sinne des Saarländischen Beamtenversor-
gungsgesetzes.

Artikel 2  
Gesetz zur Anpassung von Besoldungs- und 

Versorgungsbezügen im Jahr 2022

§ 1  
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	 Beamtinnen und Beamte des Landes, der Gemein-

den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts,

2.	 Richterinnen und Richter des Landes,

3.	 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger, denen laufende Versorgungsbezüge 
zustehen, die das Land, eine Gemeinde, ein Ge-
meindeverband oder eine sonstige der Aufsicht des 
Landes unterstehende Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu tragen hat.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamte, Beamtinnen und Beamte auf Widerruf, 
die nebenbei verwendet werden, und ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter. Es gilt ferner nicht für öf-
fentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und ihre 
Verbände.

§ 2  
Anpassung der Besoldung

(1) Ab 1. Dezember 2022 erhöhen sich um 2,8 Prozent

1.	 die Grundgehaltssätze,

2.	 der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungs-
beträge für die Besoldungsgruppen A 4 und A 5,

3.	 die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzula-
ge nach Nummer 14 der Vorbemerkungen der An-
lage I des Saarländischen Besoldungsgesetzes.

(2) Die Anwärtergrundbeträge erhöhen sich ab 1. De-
zember 2022 um 50,00 Euro.

(3) Die Erhöhung nach Absatz 1 gilt entsprechend für

1.	 die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) in den fort-
geltenden Besoldungsordnungen und Besoldungs-
gruppen der Hochschullehrer,

2.	 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter sowie 
festgesetzte Sondergrundgehälter nach fortgelten-
den Besoldungsordnungen der Hochschullehrer,

3.	 die Zuschüsse zum Grundgehalt und Zuschüs-
se nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrer,

4.	 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse 
zum Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und 
die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 2b der 
Vorbemerkungen der Anlage  II des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 gel-
tenden Fassung,

5.	 die Leistungsbezüge nach § 34 des Saarländischen 
Besoldungsgesetzes, soweit sie als dynamisch er-
klärt worden sind,

6.	 die Beträge nach § 4 Absatz 1 und 3 der nach § 72 
Nummer 2 Buchstabe d des Saarländischen Besol-
dungsgesetzes fortgeltenden Verordnung über die 
Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte,

7.	 die Beträge nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und § 17 
der nach §  72 Nummer  2 Buchstabe  e des Saar-
ländischen Besoldungsgesetzes fortgeltenden Er-
schwerniszulagenverordnung,

8.	 die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Auf-
wandsentschädigungen und anderen Bezüge nach 
Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Feb-
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ruar 1997 (BGBl. I S. 322), geändert durch Gesetz 
vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334).

§ 3  
Anpassung der Versorgung

(1) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grund-
gehalt der Besoldungsordnungen des Saarländischen 
Besoldungsgesetzes zugrunde liegt, treten an die Stelle 
der bisherigen Grundgehälter die nach § 2 Absatz 1 er-
höhten Sätze.

(2) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-
halt (Gehalt) im Sinne des § 2 Absatz 3 zugrunde liegt, 
treten an die Stelle der bisherigen Grundgehaltssätze 
(Gehaltssätze) die nach § 2 Absatz 1 erhöhten Sätze.

(3) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-
halt (Gehalt) nach einer früheren Besoldungsregelung 
zugrunde liegt, werden die Grundgehaltssätze (Ge-
haltssätze), der Ortszuschlag und die ruhegehaltfähigen 
Stellenzulagen entsprechend § 2 Absatz 1 erhöht.

(4) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern, deren Versorgungsbezügen eine 
Grundvergütung sowie ein Ortszuschlag nach dem 
Bundesbesoldungsgesetz zugrunde liegen, wird die 
Grundvergütung entsprechend § 2 Absatz 1 erhöht.

(5) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen Amtszulagen 
zugrunde liegen, treten an die Stelle der bisherigen 
Amtszulagen die nach § 2 Absatz 1 erhöhten Sätze. So-
weit den Versorgungsbezügen Amtszulagen zugrunde 
liegen, die nicht in der Anlage VII des Saarländischen 

Besoldungsgesetzes aufgeführt sind, werden diese ent-
sprechend § 2 Absatz 1 erhöht.
(6) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen die in § 2 Ab-
satz  3 Nummer  3, 4 und  8 genannten Stellenzulagen 
und Bezüge zugrunde liegen, werden die Stellenzula-
gen und Bezüge entsprechend § 2 Absatz 1 erhöht.
(7) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Orts-
zuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis 
zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde 
liegt, werden ab 1. Dezember 2022 um 2,7 Prozent er-
höht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1.  Juli 1997 
eingetreten ist. Satz 1 gilt entsprechend für
1.	 Hinterbliebene einer vor dem 1. Juli 1997 vorhan-

denen Versorgungsempfängerin oder eines vor dem 
1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsempfängers,

2.	 Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festge-
setzt sind.

(8) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grund-
gehalt der Besoldungsgruppen bis einschließlich A  8 
zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 
1. Dezember 2022 um 65,62 Euro, wenn ihren ruhege-
haltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vor-
bemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b 
der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes bei Eintritt 
in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat.

Artikel 3  
Änderung des Saarländischen Besoldungsgesetzes

Die Anlagen IV, V, VI und VII des Saarländischen Be-
soldungsgesetzes vom 13.  Oktober 2021 (Amtsbl.  I 
S. 2547) erhalten folgende Fassung:
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Gültig ab 1. Dezember 2022  Anlage V 
         
         

Familienzuschlag 
(Monatsbeträge in Euro) 

         
   Stufe 1 Stufe 2    
   (§ 41 Absatz 1) (§ 41 Absatz 2)    

 144,77 290,27    
         

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind 
um 145,50 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 407,50 Euro. 

         
         

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 und A 5   
         

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den 
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind um je 20,45 Euro.  

         
 
 
 
Gültig ab 1. Dezember 2022 Anlage VI 

  
  

Anwärtergrundbeträge 
(Monatsbeträge in Euro) 

  
Eingangsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Abschluss des 

Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt Grundbetrag 

A 4 1 153,45 
A 6 bis A 8 1 273,52 
A 9 bis A 11 1 327,21 
A 12 1 466,20 
A 13 1 497,82 
A 13 + Zulage 
(Nummer 14 Buchstabe c 
der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B) 

 
 

1 532,56 
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Gültig ab 1. Dezember 2022        Anlage VII 
 

Zulagen 
(Monatsbeträge in Euro) 

– in der Reihenfolge der Gesetzesstellen –
 

Dem Grunde nach geregelt in Betrag 

 
Saarländisches 
Besoldungsgesetz 
§ 44 
§ 45 
§ 49 
 
 
Besoldungsordnungen A und B 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 6 

Die Zulage beträgt 
für Beamtinnen und Beamte  
der Besoldungsgruppen 

A 4 und A 5 
A 6 bis A 9 
A 10 und höher 

 
Nummer 7 

Die Zulage beträgt 
nach einer Dienstzeit 

von einem Jahr 
von zwei Jahren 

 
Nummer 8 

Die Zulage beträgt 
nach einer Dienstzeit 

von einem Jahr 
von zwei Jahren 

 
Nummer 9 
 
Nummer 10 
 
Nummer 11 
 
Nummer 12 

Die Zulage beträgt 
für Beamtinnen und Beamte  

des mittleren Dienstes 
des gehobenen Dienstes 

 
Nummer 13 
 
Nummer 14 

Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa 
Doppelbuchstabe bb 

Buchstabe b 
Buchstabe c 

 

 
 
 
bis zu 
bis zu 
bis zu 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

102,26 
76,69 

102,26 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

122,05 
162,73 
203,40 

 
 
 
 

67,57 
135,14 

 
 
 
 

80,07 
160,14 

 
111,42 

 
244,07 

 
40,69 

 
 
 
 

18,09 
40,69 

 
300,00 

 
 
 

22,54 
88,13 
97,96 
97,96 

 

 

Dem Grunde nach geregelt in Betrag 

 
B e s o l d u n g s g r u p p e n 
 
A 4 
 
A 5 
 
A 6 
 
A 9 
 
A 12 
 
A 13 
 
 
A 14 
 
A 15 
 
A 16 
 
 
Besoldungsordnung W 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 2 Absatz 2 
 
Nummer 3 

Die Zulage beträgt 
bei Ausübung eines Amtes 

der Besoldungsgruppe R 1 
der Besoldungsgruppe R 2 

 
 
Besoldungsordnung R 
B e s o l d u n g s g r u p p e n 
 
R 1 
 
R 2 
 
R 3 

 
F u ß n o t e 
 
1 
 
2 
 
2 
 
1, 2 
 
2, 6 
 
4, 5, 6 
7, 8 
 
1 
 
3 
 
2, 5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
F u ß n o t e 
 
1, 2 
 
4 bis 8 
 
3 

 
 
 

77,59 
 

77,59 
 

42,07 
 

313,22 
 

181,94 
 

318,32 
218,22 

 
218,22 

 
218,22 

 
244,07 

 
 
 
 
 

260,00 
 
 
 
 

205,54 
230,08 

 
 
 
 
 

241,28 
 

241,28 
 

241,28 
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Artikel 4  
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

von Mehrarbeitsvergütung für Beamte
§ 4 der nach § 72 Nummer 2 Buchstabe d des Saar-
ländischen Besoldungsgesetzes fortgeltenden Verord-
nung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung 
für Beamte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3.  Dezember 1998 (BGBl.  I S.  3494), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl.  I 
S. 2629), wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 wird die Angabe „13,33 Euro“ durch 

die Angabe „13,70 Euro“, die Angabe „15,75 Euro“ 
durch die Angabe „16,19  Euro“, die Angabe 
„21,62  Euro“ durch die Angabe „22,23  Euro“ 
und die Angabe „29,80  Euro“ durch die Angabe 
„30,63 Euro“ ersetzt.

2.	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 1 wird die Angabe „20,12 Euro“ 

durch die Angabe „20,68 Euro“ ersetzt.
b)	 In Nummer 2 wird die Angabe „24,91 Euro“ 

durch die Angabe „25,61 Euro“ ersetzt.
c)	 In Nummer 3 wird die Angabe „29,56 Euro“ 

durch die Angabe „30,39 Euro“ ersetzt.
d)	 In den Nummern  4 und  5 wird die Anga-

be „34,56  Euro“ jeweils durch die Angabe 
„35,53 Euro“ ersetzt.

Artikel 5  
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung

Die nach § 72 Nummer 2 Buchstabe e des Saarländi-
schen Besoldungsgesetzes fortgeltende Erschwerniszu-
lagenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3.  Dezember 1998 (BGBl.  I S.  3497), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.  Juni 2019 (Amtsbl.  I 
S. 498), wird wie folgt geändert:
1.	 In §  4 Absatz  1 Nummer  1 wird die Angabe 

„3,63 Euro“ durch die Angabe „3,73 Euro“ ersetzt.
2.	 In § 17 wird die Angabe „1,74 Euro“ durch die An-

gabe „1,79 Euro“ ersetzt.

Artikel 6  
Inkrafttreten

(1) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in 
Kraft.
(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1.  Dezember 
2022 in Kraft.

Saarbrücken, den 16. Februar 2022

Der Ministerpräsident
Hans

Der Minister für Finanzen und Europa
Strobel

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport
Bouillon

Verwaltungsvorschriften

67	 Ausführungsvorschriften zur  
	 Beihilfeverordnung

Die Ausführungsvorschriften zu §  6 der Verordnung 
über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Pflege-, Geburts- und Todesfällen (Beihilfeverord-
nung  – BhVO) vom 10. September 2009 (Amtsbl. 
S. 1576), zuletzt geändert am 4. Mai 2021 (Amtsbl. I 
S. 1562), werden wie folgt geändert:
1.	 In AV zu Absatz 1 wird folgende Nummer ange-

fügt:
„5.	 Leistungen für eine Übergangspflege im Kran-

kenhaus sind entsprechend § 39e Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch beihilfefähig. Aufwendun-
gen für Wahlleistungen im Rahmen einer Über-
gangspflege im Krankenhaus wie beispielswei-
se eine gesondert berechnete Unterkunft sind 
nicht beihilfefähig.“

2.	 AV zu Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 5.1 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„Die Aufwendungen der häuslichen Pflege-
hilfe sind nach Maßgabe des § 36 Elftes Buch 
Sozialgesetzbuch und der dort festgelegten Be-
träge beihilfefähig.“

b)	 In AV Nummer 11.1 werden folgende Sätze an-
gefügt:
„Zur Begrenzung des pflegebedingten Anteils 
bei vollstationärer Pflege gewährt die Beihilfe 
einen Leistungszuschlag zu den Pflegeheim-
kosten neben der gesetzlichen und der priva-
ten Pflegeversicherung anteilig zum jeweiligen 
Bemessungssatz nach Maßgabe des § 43c Elf-
tes Buch Sozialgesetzbuch und der dort fest-
gelegten Höhe.“

c)	 In AV Nummer 14.1 werden folgende Sätze an-
gefügt:
„Zur Inanspruchnahme der Umwandlung des 
ambulanten Sachleistungsbetrags nach §  45a 
Elftes Buch Sozialgesetzbuch bedarf es keiner 
vorherigen Antragstellung. Der Anspruch auf 
den Entlastungsbetrag nach § 45b Elftes Buch 
Sozialgesetzbuch entsteht, sobald die An-
spruchsvoraussetzungen vorliegen, ohne dass 
es einer vorherigen Antragstellung bedarf.“

Saarbrücken, den 20. Januar 2022

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport
Im Auftrag 

Antes
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69	 Verwaltungsvorschrift  
	 zur Änderung der Verwaltungsvorschrift  
	 über Organisation und Aufgaben des  
	 Landespolizeipräsidiums in der Fassung  
	 vom 21. September 2018 (Amtsbl. I S. 690),  
	 zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift  
	 vom 1. September 2020 (Amtsbl. I S. 1060)

Vom 21. Februar 2022

Aufgrund des § 82 Absatz 2 des Saarländischen Poli-
zeigesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. März 2001 (Amtsbl. S. 1074), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung der poli-
zeilichen Datenverarbeitung vom 6./7. Oktober 2020 
(Amtsbl. I S. 1133), bestimmt das Ministerium für In-
neres, Bauen und Sport:

Artikel 1

Die Verwaltungsvorschrift über Organisation und 
Aufgabenverteilung des Landespolizeipräsidiums der 
Vollzugspolizei des Saarlandes in der Fassung vom 
21. September 2018 (Amtsbl. I S. 690), zuletzt geän-
dert mit Verwaltungsvorschrift vom 1. September 2020 
(Amtsbl. I S. 1060), wird wie folgt geändert:

1.	 Die Anlage 1 wird wie folgt neu gefasst:

a)	 In Ziffer 2 Leitung, Digitalisierung/Leitungs-
stab (DLS) sowie Dezernat Besondere Ermitt-
lungen und Korruption (BEK) entfällt die An-
gabe „die oder der behördliche Beauftragte für 
den Geheimschutz“. Hinter der Angabe „die 
oder der behördliche Datenschutzbeauftragte“ 
folgt die Angabe „die oder der Geheimschutz-
beauftragte, die oder der Sabotageschutzbeauf-

tragte und die oder der operative IT-Sicher-
heitsbeauftragte“.

b)	 Die Angabe „DLS 3 IT-Strategie/IT-Betrieb“ 
wird die Angabe „DLS 3 Informations- und 
Kommunikationstechnik“. Die Angabe „Un-
mittelbar an die Leitung angebunden ist die/
der Operative IT-Sicherheitsbeauftragte“ ent-
fällt. Die Angabe „DLS 31 IT-Strategie“ wird 
zur Angabe „DLS 31 IT-Strategie/IT-Betrieb“ 
und die Angabe „DLS 32 IT-Betrieb“ entfällt. 
„DLS 33 Telekommunikationstechnik“ wird 
zur Angabe „DLS 32 Telekommunikations-
technik“.

c)	 In der Ziffer 6 Direktion LPP 4 Zentrale Poli-
zeiliche Dienste wird die Angabe „LPP 441 
Technische Sachbearbeitung/Regressange-
legenheiten/Führerscheinstelle“ zur Angabe 
„LPP 441 Fuhrpark und Verkehrstechnik“.

2.	 Die Organigramme Landespolizeipräsidium, Di-
gitalisierung/Leitungsstab (DLS) und Direktion 
LPP 4 Zentrale Polizeiliche Dienste werden ange-
passt.

Artikel 2
Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 
21. Februar 2022 in Kraft.

Saarbrücken, den 14. Februar 2022

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport
Bouillon
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B. Beschlüsse und Bekanntmachungen des Landes

Bekanntmachungen

70	 Allgemeinverfügung  
	 zur Umsetzung der Bekanntmachung  
	 des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG)  
	 nach § 79 Absatz 5 Arzneimittelgesetz (AMG)  
	 vom 18. Februar 2022 bzgl. des Mangels der  
	 Versorgung der Bevölkerung mit  
	 tamoxifenhaltigen Arzneimitteln

Vom 21. Februar 2022

Auf Grundlage von § 79 Abs. 5 AMG in Verbindung 
mit der Bekanntmachung des BMG vom 18. Februar 
2022 (BAnz AT 18.02.2022 B6) wird ein befristetes 
Abweichen von den Vorgaben des AMG wie folgt ge-
stattet:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie des Saarlandes als zuständige Behörde für den 
Vollzug des Arzneimittelgesetzes im Saarland gestattet 
den Inhabern einer Erlaubnis nach § 1 Apothekengesetz 
(ApoG) und Krankenhausapotheken nach § 14 ApoG 
sowie den Inhabern einer Erlaubnis nach § 52a AMG 
ein Abweichen von den Vorgaben des § 21 Abs. 1 AMG 
und der §§ 10 Abs. 1 und 11 Abs. 1 AMG hinsichtlich 
des Inverkehrbringens von in Deutschland nicht zu-
gelassenen tamoxifenhaltigen Arzneimitteln und der 
Vorgabe der Beschriftung der Behältnisse sowie Beifü-
gung einer Packungsbeilage in deutscher Sprache unter 
folgender Maßgabe:
Sofern pharmazeutische Unternehmer oder Arznei-
mittelgroßhändler nicht oder nicht in ausreichendem 
Umfang in der Lage sind, für den deutschen Markt 
zugelassene tamoxifenhaltige Arzneimittel zu liefern, 
dafür aber solche, für die unter Bezugnahme auf die 
o. g. Bekanntmachung des BMG eine Gestattung zum 
Inverkehrbringen durch die zuständige Landesbehörde 
erteilt wurde, dürfen auch diese vom Großhandel so-
wie von der Apotheke bezogen und abgegeben werden. 
Eine Übersicht zu den Arzneimitteln, die von einer 
Gestattung umfasst sind, wird auf der Homepage des 
BfArM veröffentlicht. Zur Aufrechterhaltung der bun-
desweiten Versorgung ist von einer Bevorratung mit 
tamoxifenhaltigen Arzneimitteln abzusehen, die Ver-

pflichtung zur Vorratshaltung nach § 15 Apothekenbe-
triebsordnung (ApBetrO) sowie nach § 52b AMG wird 
insoweit ausgesetzt.
Die Gestattung erfolgt bis längstens zum 31. Mai 2022. 
Sollte vor dem genannten Zeitpunkt eine Bekanntma-
chung des BMG nach § 79 Abs. 5 AMG erfolgen, mit 
der festgestellt wird, dass der o. g. Versorgungsmangel 
nicht mehr vorliegt, endet diese Gestattung entspre-
chend.
Diese Allgemeinverfügung kann ganz oder teilweise 
jederzeit widerrufen werden.
Bekanntmachung:
Diese Allgemeinverfügung gilt wegen der Eilbedürf-
tigkeit als am Tage nach ihrer Ausfertigung als bekannt 
gegeben. Die Veröffentlichung im Amtsblatt des Saar-
landes folgt.
Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann 
innerhalb der üblichen Bürozeiten im Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Saar-
landes, Franz-Josef-Röder-Str. 23, 66119 Saarbrücken, 
eingesehen werden.
Rechtsbehelfsbelehrung: Gegen diesen Bescheid ist 
gem. §  74 VwGO innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe die Klage zulässig. Die Klage ist beim Ver-
waltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Str. 
15, 66740 Saarlouis, schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die 
angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Die Klage kann auch in elek-
tronischer Form nach Maßgabe der Verordnung für 
den elektronischen Rechtsverkehr mit Gerichten und 
Staatsanwaltschaften im Saarland erhoben werden.

Saarbrücken, den 21. Februar 2022

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  
Frauen und Familie

Bachmann
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